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Geschäftszahl: 2023-0.239.953 Wien, 4. April 2023 

Betreff: Anfrage nach dem Auskunftspflichtgesetz 
zu „Offenlegung des Schriftverkehrs mit dem ORF 
[#2857]“, vom 25.03.2023 
Sehr geehrte Frau Faller,   

das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technolo-
gie (BMK) teilt in Entsprechung des § 1 Abs. 1 iVm § 3, 1. Satz Auskunftspflichtgesetz zu Ihrer im 
Betreff genannten Anfrage wie folgt mit:  

Gemäß § 1 Abs. 1. Auskunftspflichtgesetz haben die Organe des Bundes über Angelegenheiten 
ihres  Wirkungsbereiches  Auskünfte  zu  erteilen,  soweit  eine  gesetzliche  Verschwiegenheits-
pflicht dem nicht entgegensteht. 
Unter Auskünften im Sinne des Auskunftspflichtgesetzes sind Wissenserklärungen von Verwal-
tungsorganen  zu  verstehen,  die  gesichertes  Wissen  mitteilen,  das  ihnen  durch  ihre  amtliche 
Tätigkeit bekannt geworden ist und das nicht erst ermittelt oder beschafft werden muss (VwGH, 
GZ 90/18/0193, RS 3 und 4). 
Es darf außerdem darauf hingewiesen werden, dass der Begriff „Auskunft“ die Pflicht zur Infor-
mation über die Tätigkeit der Behörde, nicht aber die Verpflichtung zur Begründung behördli-
chen Handelns oder Unterlassens umfasst. Den Behörden wurde im Wege der Auskunftspflicht 
nicht  eine  Verpflichtung  überbunden,  ihre  Handlungen  und  Unterlassungen  auch  dem  anfra-genden Bürger gegenüber zu begründen und  damit 

 (letztlich) zu  rechtfertigen. (VwGH 
08.04.2019, Ra2018/03/0124). 
Überdies dient das AuskunftspflichtG nicht dazu, ein Unbehagen etwa an den Bescheiden oder 
der Vorgangsweise von Behörden zu artikulieren (vgl. VwGH 28.6.2006, 2002/13/0133, VwSlg. 
8155 F). 
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Aus Ihrem Antrag vom 25.03.2023 lassen sich keine konkreten Fragen zur Tätigkeit der Behörde 
ableiten. Die Anfrage zielt vielmehr darauf ab, die Behörde zur Wertung von Tatsachen bzw. zur 
Begründung und Rechtfertigung behördlichen Handelns/Unterlassens zu veranlassen und ganz 
allgemein Unmut kundzutun– dies ist inhaltlich keiner Auskunft im Sinne des Auskunftspflicht-
gesetzes zugänglich. 

Der Vollständigkeit halber darf außerdem allgemein angemerkt werden, dass das Auskunfts-
pflichtG ungeeignet ist, um eine Akteneinsicht durchzusetzen (VwGH 88/14/0198). 
Ihr Begehren auf  

„Übermittlung und Veröffentlichung aller schriftlichen Kommunikation 
(email oder postalisch) zwischen der Bundesregierung sowie allen (aktiven 
und nicht mehr aktiven)  Bundesministerinnen/Bundesminister, allen (akti-
ven und nicht mehr aktiven) Staatssekretärinnen/Staatssekretäre, allen 
(aktiven und nicht mehr aktiven) Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern (ebenso 
der Geschäftsstelle für die Gesamtstaatliche Covid-Krisenkoordination), al-
len (aktiven und nicht mehr aktiven) Mitgliedern des Nationalen Impfgre-
miums, allen Expertinnen/Experten der Arbeitsgruppe Safety Board) und 
dem ORF.“   

kann nicht als Begehren auf Antrag einer Informationserteilung gemäß AuskunftspflichtG ge-
wertet werden, da Informationsbegehren konkrete Fragen und Informationen zum Tätigkeits-
bereich der Behörden betreffen müssen und keinen derart hohen Abstraktionsgrad aufweisen 
können. 
Es darf diesbezüglich auch angemerkt werden, dass der VwGH im Erkenntnis vom 
25.5.2020, Ra 2020/11/0031, unter Bestätigung seiner ständigen Rechtsprechung erneut be-
kräftigte, dass das Recht auf Auskunft gemäß Art 20 Abs 4 B-VG und den Auskunftspflichtgeset-
zen des Bundes und der Länder keinen Anspruch auf Akteneinsicht einräumt.  
 
Abschließend wird mitgeteilt, dass davon ausgegangen wird, dass Ihr im Schreiben vom 
25.03.2023 genannter Eventualantrag auf Ausstellung eines Bescheides gemäß § 4 Auskunfts-
pflichtG aufgrund der nunmehr erteilten Information hinfällig ist. Sollte dies nicht zutreffen, 
haben Sie die Möglichkeit, dies der Behörde gegenüber binnen 10 Tagen nach Erhalt dieses 
Schreibens kundzutun. 
 
 
 

 
 
 

Für die Bundesministerin: 
Mag. Evelyn Schögl 
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